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Beschluss
In der Verwaltungsstreitsache

\ostorl 'er Srraße I. la\58 Nocrorl Horcr

- Antragsteller -

Prozessbevollmächtigter:

Rechtsanwalt Ka.sten Lüthk€,
Einemstraße 16. 10785 Berlin,

gegen

Bundesrepublik Deutschland
endvertreten du.ch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge,
Huckarder Straße 91, 44147 Dortmund,

- Antragsgegnenn -

hat die 5. Kammer des Verwaitungsgerichts Schwerin

am 25. Januar 2010

durch

den Richter am Verwaltungsgericht Becker als Einzelrichter



beschlossen:

2..

l � Die Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen

Anordnung verpfl  rchtet. Mal3nahmen zur Überstel lung

dcs Antragstellers nach Griechenland vorläufig auszu-

setzen,

Die Kosten des Vcrlahrcns hat die Antragsgegnerin zu

tragen.

Gcrichtskostcn wcrden nicht erhoben.

Cründe:

Der Antrag,

der Antragsgegnerin aufzugeben, der zuständigen Behörde mitzuteilen,

dass eine Abschiebung des Antragstellers nach Griechenland vorläufig

nicht durchgeführt werden darf,

ist gem:iß g 88 VwGO sachdienlich wie aus dem Tenor zu 1) ersichtlich auszulegen. Da eine

Abschiebungsanordnung noch nicht ergangen ist (dazu sogleich), bedarfes der begehrten

Erklärung gegenüber der zuständigen Ausländerbehörde noch nicht.

Der Antrag ist zulässig. Er ist nach $ 123 Abs. I VwGO statthaft, obwohl einstweiliger Rechts-

schutz gegen eine sofort vollziehbare Abschiebungsanordnung grundsätzlich nach $ 80 Abs. 5

VwGO zu beantragen ist. Bin solcher Antrag kann aber nicht gestellt werden, weil dic Abschie-

bungsanordnung noch nicht ergangen ist. Der Bescheid dcs Bundesamtes vom 14.12.2009, wonach

der Asylantrag unzulässig sei und die Abschi€bung nach Gdech€nland angeordnet wird, ist dem

Antragsteller noch nicht bekanntgegeben und damit nicht wirksam geworden. Es fehlt nicht an d€m

erf-orderlichen Rechtsschutzintercsse. obwohl die Abschiebungsanordnung nicht erlassen wurde.

Der Erlass der Abschiebungsanordnung steht nämlich unmittelbar bevor. Daher ist es dem Antag-

steller nicht zuzumuten, zunächst die Aushändigung des Bescheides abzuwarten. Denn es ist damit
zu rcchnen, dass sich unmittelbar daran die Rückführung nach Griechenland anschlieijen wird.

weshalb die Gewfirung ef'f'ektiven Rechtsschutzes dann kaum noch möglich sein dürfte.
Angesichts dessen gebietet es Art. 19 Abs. 4 Grundgesetz, dem Antragsteller bereits jetzt eine

Rechtsschutzmöglichkeit zu eröffnen (VG Freiburg, Beschluss vom 26.06.2009, A 2 K 710/09,
AUAS 2009. Seite 178).
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Es bestehen auch keine Zweifel am Rechtsschutzbedürfnis wegen des Aufenthaltsoftes des

Antragstellers. Wie das Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten auftclefbnische Nachliage

bestätigt hat. hält er sich wiedcr in der Aulilahmeeinrichtung NostortTHorst aui

Der Statthaftigkeit des Antrags steht $ 34a Abs. 2 AsylVfG nicht entgegen. Zwar darf danach die

Abschiebung in einen sicheren Drittstaat oder in einen für die Durchführung des Asylverfahrens

zustindigen Staat ($ 27a) nicht ausgesetzt werden. Diese Voraussetzungen liegen hier vor, weil die

Antragsgegnerin den Antagsteller nach Griechenland als den für die Durchfühlung des Asylver-

fahrens nach der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates ("Dublin II") zustindigen Staat ab-

schieben will. Jedoch ist { 34a Abs. 2 AsylVfG verfassungskonlbrm dahin auszulcgen, dass ent-

gegen dem Wortlaut einstwciliger Rechtsschutz nicht gencrell ausgeschlossen wird, sondem in

Ausnahmefällen nach den allgemeincn Regeln möglich bleibt, insbesondere dann, wenn der

Asylbewerber entgegen dem so gena lten Korzept der Nomativcn Vergewisserung eine indi-

viduelle Getährdung im Fallc der Abschiebung geltend machen kann (vgl. VG Schwerin, Beschluss

vom I 1.06.2009. 8 B 279109 As; OVG Münstcr, Beschluss vom 07.10.2009, 8 B 1433/09 A). Ein

solcher Ausnahmefall liegt hicr vor (dazu sogleich).

Der Antrag ist auch begründet. Der Antragsteller hat einel1 Anordnungsanspruch glaubhaft ge-

macht, nämlich, dass er im Falle einer Abschiebung nach Criechenland von einer individueilen

Vcrlctzung seines Gmndrechts aufkörperliche Unvers€hrth€it bedroht ist und kein den gemein-

schallsrechtlichen Vorgaben entsprechendes Asylverf'ahren erwarten kann. Gdechenland ist derzeit

nicht Willens oder in der l,age, Asylsuchenden mtsprechend dem Dubhncr Ühereinkommen

Schutz zu gew:ihren. Die Mindestalforderungen an ein Asylverfahren nach den Richtlinien

2005/85/EG vom 01.12.2005 sowie 2003/9/EG vom 27.01.2003 werden von Griechenland derzeit

nicht eingehalt€n (ausführlich VG Schwerin. Beschluss vom 11.06.2009, 8 B 279109 As, Seite 4 bis

5 des Umdrucks). Die Defizite bestehen insbesondere darin, dass die U[terbringungskapazitäten

und die ärztliche Versorgung unzureichend sind, Rechtsschutzmöglichleiten fehlen (Mangel an

Dolmctschern und Anwälten), und Misshandlungen durch die Polizci vorgekommen sind. Nach

Auflässung des Gerichts sind diese Dcfizite bci dcr Durchführung der Asylvefahren in Griechen-

land - die bereits in einer Vielzahl gerichtlicher Entscheidungen zur Sprache gekommen sind -

bisher noch nicht ausgeräumt. Erg?inzend wird aufdic Entscheidungen des Bundesvctfassungs-

gerichts vom 08.09.2009, 2 BvQ 56/09 und 09.10.2009, 2 BvQ 72109 - Bezug genommen.

Die erwähnten Mängel im griechischen Asylverfahren betreffen grundsätzlich alle Asylbewerber,

dic dicsern Verfahren ausgesetzt sind, nicht etwa nur besonders schutzbedüdlige Personen (wie

z.B. Ältere, Minderjährige, Schwangere, Kranke oder Pflegebedürftige). Obwohl der Antragstelier

zu keiner der genannten Personengruppen gehört, kann er sich also aufdie genannten Defizite

berufen. Entgegen der Auffassung der Artragsgegnenn dürfte ein generellcr Ürberstellungsstopp

nach Griechenland angezeigt sein. Davon geht im Übrigen auch das Bundes!erfassungsgericht in



seinen oben genannten Entscheidungen aus (ebenso OVG Lüneburg, Beschluss vom 19 11.2009,

13 MC 166/09). Wcnn die Antragsgegnerin meint, das Bundesverfassungsgericht habe in den

genannten Entscheidungen noch kein Präjudiz zur Frage d€r Rechtmdßigkeit dcr Abschiebung

getroffen, mag dies zwar richtig sein. Zugleich heiljt es dort aber, cmst zu nehmende Quellen
sprächen daflir. dass in Griechenland eine Registrierung faktisch unmöglich sei und dem Antrag-

steller dic Obdachlosigkeit drohe. Damit sind einigc dcr erwähnten Defizitc ausdrücklich gcnannt,

die nicht nur die "besonders schutzbcdürftisen" Personen betreffen.

Der Anordnungsgrund liegl ebenlälls vor. Wie bereits erwähnt, beabsichtigt die Antragsgegnerin,

den Antragsteller nach Griechenland abzuschieben, sobald die Abschiebungsanordnung erlasscn

ist. Dic Dringlichkeit kann daher nicht vemeint werden.

Das Gcricht geht davon aus, dass die Antragsgegnerin gegenüber der zuständigen Ausländerbe-

hörde einc Erklärung abgebcn wird, dass der Antragsteller vorläufig nicht nach Gfiechenland

abgcschoben werden darl sobald der ablehnende Bescheid ergangen ist.

Die Kostenentscheidung folgt aus $ 154 Abs. I VwGO i.V.m. $ 83b AsylVfG.

Rechtsmittelbelehruns:

Der Beschluss ist unanfechtbar ($ 80 AsyMG).

Becker


